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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 766/68 zur Aufstellung allgemeiner 
Regeln für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem 
Zuckersektor in bezug auf die zwischenzeitliche Änderung 
des Grundbetrags der Erstattung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Februar 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Buchdrudeerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 zur 
Aufstellung allgemeiner Regeln für die Erstattungen bei der 
Ausfuhr auf dem Zuckersektor in bezug auf die zwischen- 
zeitliche Änderung des Grundbetrags der Erstattung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2727/71 2 ), insbe- 
sondere auf Artikel 17 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 766/68 des Rates vom 
18. Juni 1968 zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem Zucker- 
sektor 3 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1048/71 4 ), sieht in Artikel 7 Absatz 4 
eine Beschränkung der Möglichkeit zur zwischenzeit- 
lichen Änderung des Grundbetrags der Erstattung 
in bezug auf die Auslösung und auf das Ausmaß 
vor. Dabei gilt die an der Pariser Börse seit der 
vorhergehenden Festsetzung festgestellte Preisände- 
rung als Maßstab. Diese Regelung gilt für die in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG genannten Erzeugnisse, nicht dagegen 
für die zuckerenthaltenden Verarbeitungserzeug- 
nisse, die nicht im Anhang II des Vertrages enthal- 
ten sind. In diesem Bereich sind nämlich keine be- 
sonderen Vorschriften für den Fall einer zwischen- 
zeitlichen Änderung der Erstattung vorgesehen. 

Die genannten Bestimmungen haben sich in An- 
betracht der wechselnden Marktsituationen als zu 
starr erwiesen. Da es ferner aus Gründen der Gleich- 


behandlung ähnlicher Erzeugnisse und wegen der 
Übersichtlichkeit für die Verarbeiter angebracht ist, 
eine einheitliche Erstattung für alle zuckerenthal- 
tenden Verarbeitungserzeugnisse zu gewähren, ist 
es angebracht, die genannte Beschränkung aufzu- 
heben - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 wird 
Absatz 4 gestrichen und Absatz 5 wird Absatz 4. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 25. Juni 1968, S. 6 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 
vom 26. Mai 1971, S. 10 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 


Mit diesem Verordnungsvorschlag soll eine Be- 
schränkung der Möglichkeit zur zwischenzeitlichen 
Änderung des Grundbetrags der Erstattung für 
Sirupe und zuckerenthaltende Verarbeitungserzeug- 
nisse aufgehoben werden, da sich diese Regelung 
namentlich bei rasch wechselnden Weltmarktlagen 
als zu starr erwiesen hat. Ferner ist es aus Gründen 
der Gleichbehandlung und der Übersichtlichkeit an- 
gebracht, die genannte Regelung abzuschaffen. Die 
näheren Einzelheiten gehen aus den Erwägungs- 
gründen hervor. 

Der Verordnungsvorschlag führt keine Änderung 
der finanziellen Lasten der Gemeinschaft herbei. 
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